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4. XII. 14 
V ZB 77/14

22.
*  5. XII. 14 

V ZR 5/14
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9. XII. 14 
X ZR 85/12

a) Die H aft zur Sicherung der A bschiebung darf nicht »auf 
Vorrat« angeordnet werden, indem ihr Beginn an das Ende 
einer laufenden Straf- oder Untersuchungshaft und damit 
an einen in der Zukunft liegenden ungew issen Zeitpunkt ge­
knüpft w ird.
b) Sie kann jedoch parallel zu einer laufenden Straf- oder U n­
tersuchungshaft angeordnet w erden, sofern die üblichen Vor­
aussetzungen hierfür vorlicgcn; obwohl die Abschiebungshaft 
erst nach dem Ende der Straf- oder Untersuchungshaft vo ll­
zogen w erden kann, berechnet sich der H aftzeitraum  von der 
Haftanordnung an........................................................................................ 323

Zieht die W ohnungseigentüm ergem einschaft die D urchset­
zung von Beseitigungs- oder U nterlassungsansprüchen wegen 
Störungen des Gemeinschaftseigentums durch M ehrheitsbe­
schluss an sich, so begründet sie dam it ihre allein ige Zustän­
digkeit für die gerichtliche G eltendm achung.................................. 327

a) Wer eine nach den W ünschen des Reisenden zusam m enge­
stellte M ehrzahl von Reiseleistungen zu einem Gesamtpreis 
als Reise anbietet, ist auch dann Reiseveranstalter, w enn der 
Reisende selbst E inzelleistungen von Leistungsträgern aus­
wählt, deren Angebote ihm  der Veranstalter im Rahm en eines 
Buchungsprogram m s zur »dynam ischen B ündelung« (»D y ­
namic Packaging«) zu fortlaufend aktualisierten Einzelpreisen 
zur Verfügung stellt.
b) Eine Klausel in A llgem einen Geschäftsbedingungen, nach 
der der Reisende bei Vertragsschluss eine A nzahlung von 
nicht mehr als 20%  des Reisepreises zu leisten hat, ste llt kei­
ne unangem essene Benachteiligung des Reisenden dar und ist 
w irksam . Eine höhere A nzahlung kann der Reiseveranstalter 
nur dann verlangen, w enn er in H öhe eines dem verlangten 
Anteil des Reisepreises entsprechenden Betrages bei Ver­
tragsschluss seinerseits eigene A ufwendungen erbringen oder 
fällige Forderungen der Leistungsträger erfüllen muss, deren 
er sich zur E rfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Reise­
vertrag bedient.
c) Eine Klausel in A llgem einen Geschäftsbedingungen, nach 
der der Reisende den (gesamten) restlichen Reisepreis früher 
als 30 Tage vor Reiseantritt zu entrichten hat, benachteiligt 
den Reisenden entgegen den Geboten von Treu und Glauben 
unangemessen und ist unw irksam .
d) W ird in A llgem einen Geschäftsbedingungen eines Reise­
veranstalters ein Vom hundertsatz des Reisepreises als Ent­
schädigung festgesetzt, die der Reisende zu zahlen hat, wenn 
er vor Reisebeginn vom Vertrag zurücktritt, müssen die un­
terschiedlichen Reisearten so d ilferenziert w erden und die bei 
einer bestimmten Reiseart als gew öhnlich erspart berücksich­
tigten Aufwendungen und der bei ihr als gewöhnlich möglich 
berücksichtigte anderweitige Erwerb in einer Weise bemessen 
werden, die es zum indest in aller Regel ausschließt, dass die 
Entschädigung überschritten w ird , die nach § 65 l i  Abs. 2 
BGB zu zahlen w äre...................................................................................  335
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24.
10. X II .  14
XII ZB 463/13

25.
10. XII. 14 
XII ZB 662/13

a) Eine ausländische G erichtsentscheidung, die die Feststel­
lung der rechtlichen Verwandtschaft enthält, ist im Gegensatz 
zur bloßen R egistrierung des Verwandtschaitsverhältn isscs 
der Anerkennung zugänglich.
b) Bei der Prüfung, ob die Entscheidung gegen den ordre p u ­
blic verstößt, sind auch die von der Europäischen M enschen­
rechtskonvention verbürgten Menschenrechte zu berücksich­
tigen.
c) A llein aus dem U m stand, dass eine ausländische Entschei­
dung im  Fall der Leihm utterschaft die rechtliche Elternschaft 
zu dem Kind den W unscheltern zuw eist, fo lgt jedenfalls dann 
kein Verstoß gegen den ordre public, wenn ein W unscheltern- 
teil -  im Unterschied zur Leihm utter -  m it dem Kind gene­
tisch verwandt ist.
d) Nichts anderes ergibt sich daraus, dass die E lternstellung
neben dem genetischen Vater auch dessen eingetragenem  Le­
benspartner zugew iesen w ird .................................................................  350

a) Die (Inzident-)Anerkennung einer vor dem 18. Juni 2011 
ergangenen und ursprünglich in den Anwendungsbereich der 
Brüssel I-Verordnung fallenden ausländischen U nterhaltsent­
scheidung richtet sich in einem nach dem 18. Jun i 2011 ein­
geleiteten Abänderungsverfahren nach den Vorschriften der 
Europäischen Unterhaltsverordnung über die Anerkennung 
und Vollstreckung exequaturbedürftiger Titel.
b) Kann die Verfahrensführungsbefugnis eines Kindes in 
einem Verfahren zur Abänderung einer ausländischen Ent­
scheidung zum Kindesunterhalt nicht an dessen formelle 
Parteistellung im Erstverfahren angeknüpft werden (etwa weil 
die Ausgangsentscheidung in einem Verfahren zw ischen sei­
nen Eltern ergangen ist), hängt diese davon ab, ob die abzuän­
dernde ausländische U nterhaltsentscheidung für und gegen 
das Kind w irkt; diese Frage ist nach dem Recht des Entschei­
dungsstaates zu beurteilen.
c) In einem nach dem 18. Jun i 2011 eingeleiteten U nterhalts­
verfahren (hier: Abänderungsverfahren) mit Auslandsbezug 
ist das maßgebliche Kollisionsrecht dem H aager U nterhalts­
protokoll zu entnehmen. Dies gilt im Verhältnis der durch das 
H aager Unterhaltsprotokoll gebundenen EU-Staaten auch, 
soweit das Verfahren U nterhaltszeiträum e vor dem Inkraft­
treten des H aager Untcrhaltsprotokolls am 18. Jun i 2011 um­
fasst.
d) Das einem abzuändernden ausländischen U nterhaltsti­
tel zugrundeliegende Sachrecht kann in einem in D eutsch­
land betriebenen Abänderungsverfahren grundsätzlich nicht 
ausgetauscht werden, sondern bleibt für A rt und Flöhe der 
anzupassenden U nterhaltsleistung weiterhin maßgeblich; 
dies g ilt nicht, wenn nach Erlass der abzuändernden Ent­
scheidung infolge eines Aufenthaltswechsels der unterhalts­
berechtigten Person ein vom deutschen K ollisionsrecht be­
achteter Statutenwechsel (Art. 3 Abs. 2 H U P) eingetreten ist. 372


